
CHINA aktuell - 259 März 2000

„Drei-Drittel-Prinzip“ gesichert wer­

den. Für fehlende Mittel im Sozial­

versicherungsfonds, nachdem die Un­

ternehmen und die Beschäftigten ih­

ren Beitrag geleistet haben, sei die 

Regierung zuständig. Die Zentralre­

gierung werde die Regionen Zentral- 

und Westchina sowie die alten Indus­

triestandorte dabei unterstützen, da 

deren finanziellen Probleme sehr groß 

seien.

Auch die Wiederbeschäftigung frei­

gesetzter Arbeitskräfte sprach Zhu 

Rongji in seinem Bericht an. Die 

Lokalregierungen müssten die freige­

setzten Arbeitskräfte aktiv bei der 

Suche neuer Beschäftigungsmöglich­

keiten unterstützen und Berufsaus­

und Weiterbildungsprogramme ent­

wickeln. So weit es den Unterneh­

men möglich ist, sollten diese Arbeits­

kräfte intern weiterbeschäftigt wer­

den, indem sie ihre Unternehmensak­

tivitäten in Kern- und Randbereiche 

aufteilten. Freigesetzte Arbeitskräfte 

könnten dann in neu geschaffenen 

wirtschaftlich unabhängigen Einhei­

ten weiterbeschäftigt werden. (XNA, 

17.3.00) Diese Vorstellung ist aller­

dings nicht neu, da bereits viele Unter­

nehmen bestimmte Dienstleistungen 

vom Hauptgeschäft abkoppeln und 

dafür freigesetzte Arbeitskräfte ein­

stellen.

Mittelfristig soll die soziale Siche­

rung der Arbeitskräfte nicht mehr 

auf betrieblicher Basis erfolgen, son­

dern überbetrieblich. Zukünftig sollen 

nicht mehr die Wiederbeschäftigungs­

zentren in den Unternehmen die Ga­

rantie für die Lebenshaltungskosten 

für freigesetzte Arbeitskräfte überneh­

men, sondern die freigesetzten Ar­

beitskräfte sollen eine Arbeitslosenun­

terstützung erhalten und sich selbst 

am Arbeitsmarkt um eine neue Be­

schäftigung bemühen. (XNA, 17.3.00) 

-schü-

33 Privatsektor fordert mehr 

Rechte

Während der Sitzungen des NVK war 

nach einem Bericht der South China 

Morning Post vom 5.3.2000 die Frage 

der weiteren Entwicklung des Privat­

sektors von besonderer Bedeutung.

Die Privatunternehmen drängen auf 

eine Veränderung der Gesetze und 

Bestimmungen, damit ihre Rolle in 

der Wirtschaft besser deutlich wird. 

Für die Privatunternehmen ist die 

Gleichstellung mit den staatseigenen 

Unternehmen und den Unternehmen 

mit Auslandskapital besonders wich­

tig. Sie wollen gleichbehandelt und 

zu allen Branchen zugelassen wer­

den. Aus der Sicht der Privatunter­

nehmen ist die derzeitige Regelung 

im Wirtschaftsleben nicht mehr halt­

bar, die nach Unternehmen verschie­

dener Eigentumsformen unterschei­

det. Gesetze und Bestimmungen soll­

ten dagegen nur auf Branchen abge­

stimmt werden. Statt illegale Gebüh­

ren und Steuern zu erheben, sollten 

die Lokalregierungen den Privatsek­

tor mit Informations-, Finanz-, techni­

schen sowie Ausbildungsdienstleistun­

gen unterstützen.

Inzwischen zählen auch z.B. Stahlwer­

ke, Bauunternehmen, Textilfabriken 

oder Kaufhäuser zu privaten Unter­

nehmen. Die Gesamtzahl der Beschäf­

tigten im Privatsektor wird mit rd. 

102 Mio. Personen angegeben. Nach 

wie vor jedoch gibt es Privatunterneh­

mer, die aus Furcht vor einem Wandel 

der Politik ihr Unternehmen als „kol­

lektiv“ registriert haben.

Nach Angaben von Jing Shuping, Vor­

sitzender der All-China Federation of 

Industry and Commerce, die den Pri­

vatsektor vertritt, trägt der Privatsek­

tor mit 20% zum landesweiten Indus­

trieoutput und mit 37,1% zum Einzel­

handelsumsatz bei. Jing teilt die Wirt­

schaft in drei gleiche Teile auf: den 

Staatssektor, die nicht landwirtschaft­

lichen Unternehmen auf dem Lande 

und den Privatsektor, zu dem Jing 

auch die Unternehmen mit Auslands­

kapital zählt.

Die Bedeutung der Privatwirtschaft 

ist regional sehr unterschiedlich. In 

manchen süd- und östlichen Regionen 

Chinas dominieren jedoch schon pri­

vate Unternehmen. Ein Beispiel hier­

für ist Wenzhou in der Provinz Zhe­

jiang. In dieser Stadt beläuft sich der 

Anteil des Privatsektors auf rd. 80%; 

nur das Elektrizitätswerk, das Post­

amt und die Telekommunikation sind 

in staatlicher Hand.

Eine liberale Politik gegenüber dem 

Privatsektor verfolgt auch die Pro­

vinz Guangdong. Mitte Februar wurde 

dort von der Regierung beschlossen, 

neue Wirtschaftsbereiche für Privat­

unternehmen zu öffnen und damit den 

privaten Unternehmen denselben Zu­

gang wie den Unternehmen mit Aus­

landskapital zu bieten. Hierzu zäh­

len beispielsweise Infrastrukturprojek­

te, die Informationsindustrie, städti­

sche Dienstleistungen (z.B. Abwasser­

behandlung).

Auch im konservativen Beijing hat der 

Privatsektor inzwischen durchaus eine 

wichtige Rolle. Er trägt mit 20% zum 

Einzelhandelsumsatz bei und beschäf­

tigt rd. 1 Mio. Arbeitskräfte bzw. 22% 

aller Beschäftigten. (SCMP, 6.3.00)

Dass China auch nach rd. 20 Jah­

ren seit Beginn der Wirtschaftsreform 

noch keinen Privatsektor hat, der ge­

genüber ausländischen Unternehmen 

wettbewerbsfähig ist, macht der chi­

nesischen Regierung nach Einschät­

zung ausländischer Analysten derzeit 

besondere Sorgen. So wird mit dem 

Beitritt zur WTO die Gefahr gese­

hen, dass ausländische Unternehmen 

in wenigen Jahren eine dominante 

Rolle in der chinesischen Wirtschaft 

spielen könnten. Da der Staatssektor 

nur teilweise konkurrenzfähig werden 

kann, muss die Regierung demnach 

dem Privatsektor mehr Rechte zuge­

stehen. (AWSJ, 14.3.00)

Im Gegensatz zu seiner wachsenden 

Rolle ist der Privatsektor jedoch kaum 

in der Politik repräsentiert. In Beijing 

z.B. stammen lediglich 12 der insge­

samt 774 Delegierten des Stadtparla­

ments aus dem Privatsektor. (SCMP, 

6.3.00) -schü-

SVR Hongkong

34 Verbindungsbüro für in Chi­

na festgehaltene Hongkon­

ger Bürger

Nach Hongkonger Meldungen wird 

bei der Obersten Volksstaatsanwalt­

schaft in Beijing ein Verbindungsbü­

ro eingerichtet, das Hongkonger Bür­

gern erlauben soll, Nachforschungen 

über Angehörige anzustellen, die von 

chinesischen Sicherheitskräften festge­

halten werden. Hongkonger Delegierte 

des Nationalen Volkskongresses sollen 

jeweils den Kontakt herstellen und die 

Nachforschungen betreuen.
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Mit der Einrichtung des Verbindungs­

büros reagiert die chinesische Füh­

rung auf sich häufende Klagen aus 

Hongkong. Danach befinde sich eine 

steigende Zahl von Hongkonger Bür­

gern, in erster Linie Geschäftsleute, 

wegen zumeist zivilrechtlicher Verge­

hen seit mehreren Monaten oder so­

gar Jahren in der Hand der chinesi­

schen Justiz. Nicht nur die lange Dau­

er der Festnahmen, sondern vor allem 

auch die mangelhafte Informationspo­

litik der chinesischen Behörden gegen­

über den Angehörigen in Hongkong, 

die die Betroffenen zum Teil für ver­

misst hielten, gaben Anlass für wach­

senden Unmut. Einer offiziellen Quel­

le gemäß befanden sich Ende 1999 25 

Hongkonger auf dem Festland in Ge­

wahrsam; 20 davon wurden bereits seit 

mehr als sechs Monaten festgehalten 

(SCMP, 14.3.00). Einer anderen An­

gabe zufolge seien Einzelpersonen bis 

zu vier Jahre lang in China festgehal­

ten worden, ohne dass ihre Angehö­

rigen über ihren Verbleib informiert 

worden wären (Radio TV Hongkong, 

14.3.00, nach SWB, 17.3.00).

Ein verbreiteter Grund für die Fest­

nahmen seien finanzielle Streitigkeiten 

zwischen chinesischen und Hongkon­

ger Geschäftspartnern. Aus Furcht, 

letztere würden nach Freisetzung ih­

ren finanziellen Verpflichtungen nicht 

nachkommen, würden sie von lokalen 

Justizorganen häufig auf unbegrenz­

te Zeit festgehalten. Als Lösung die­

ses Problems verhandeln Regierungs­

vertreter über Möglichkeiten gerichtli­

cher Zusammenarbeit, die es etwa er­

lauben würde, dass Hongkonger Ge­

schäftsleute, die in China festgenom­

men werden, umgehend nach Hong­

kong zurückkehren und die zivilrecht­

lichen Verfahren von Hongkonger Ge­

richten übernommen werden (SCMP, 

15.3.00).

Hongkonger Vertreter äußerten aber 

ihren Vorbehalt, dass eine solche Zu­

sammenarbeit zwischen chinesischen 

und Hongkonger Gerichten auf den zi­

vilrechtlichen Bereich beschränkt blei­

ben müsse; an eine Ausweitung auf 

den strafrechtlichen Bereich sei - allein 

wegen unterschiedlicher Auffassungen 

über die Todesstrafe - nicht zu denken 

(ebd.). -hol-

35 Personalabbau im öffentli­

chen Dienst

Der Finanzsekretär der Sonderverwal­

tungszone, Donald Tsang Yam-kuen, 

hat im Rahmen der Bekanntgabe der 

Haushaltspläne Anfang März ange­

kündigt, dass innerhalb der kommen­

den drei Jahre 10.000 Stellen im öf­

fentlichen Dienst abgebaut werden sol­

len. Der geplante Personalabbau ent­

spricht rund 5% der gegenwärtig ins­

gesamt 198.000 Stellen des öffentli­

chen Dienstes in Hongkong.

Gegenwärtig bestehe noch ein steigen­

der Trend bei den Ausgaben für öf­

fentliche Gehälter, die 64% der gesam­

ten öffentlichen Ausgaben ausmach­

ten. Der Anstieg sei auf einen wach­

senden Anteil an Pensionszahlungen 

zurückzuführen (SCMP, 4.3.00; Ra­

dio TV Hongkong, 8.3.00, nach SWB, 

10.3.00).

Bis zum Jahr 2003 soll der Personalbe­

stand auf das Niveau von 1995 zurück­

geführt werden, als Hongkong noch als 

britische Kronkolonie verwaltet wur­

de. Bis dahin wird allerdings die Hong­

konger Bevölkerung um rund eine Mil­

lion gegenüber dem damaligen Stand 

von 6,15 Mio. zugenommen haben, ei­

ne Effizienzsteigerung der Verwaltung 

sei daher dringend geboten (SCMP, 

14.3.00).

Anlässlich der angekündigten Spar­

pläne reflektierte ein Kommentar der 

South China Morning Post über 

grundsätzlichere Fragen des Hongkon­

ger Verwaltungssystems. Dieses sei 

nach wie vor von den kolonialen Or­

ganisationsstrukturen mit ihrer Beto­

nung vertikaler Hierarchieverhältnisse 

geprägt, die einer modernen und effizi­

enten Verwaltungsarbeit im Weg stän­

den. Daher sei zu überlegen, die hori­

zontalen Verbindungen innerhalb der 

Lokal Verwaltung zu stärken, indem die 

verschiedenen funktionalen Verwal­

tungsabteilungen ausgehend von spe­

zifischen Problemlösungsbedürfnissen 

miteinander vernetzt würden. Die 

neue Generation von Bürokraten hät­

te ihre Aufgabe nicht länger darin 

zu sehen, abgegrenzte Ressorts zu be­

treuen, sondern vielmehr darin, je 

nach Problembedarf geeignete ressort­

übergreifende Maßnahmenpakete zu­

sammenzustellen, die in steigendem 

Maß auch private Dienstleistungen 

beinhalten sollten: „A civil servant in 

a knowledge-based society should be 

able to bring together packages of cus- 

tomised solutions that suit the needs 

of the individuals they are trying to 

assist.“ (SCMP, 14.3.00). -hol-

36 Bildungsreform

Gegenwärtig finden in Hongkong aus­

giebige Diskussionen über die vorge­

sehene Bildungsreform statt. Dabei 

wird das gesamte bisherige Bildungs­

system in Frage gestellt. Weil sich die 

Meinung durchgesetzt hat, dass dieses 

veraltet und nicht zukunftsfähig ist, 

sollen die Pläne der Regierung um­

gesetzt werden, Hongkong zu einem 

hochwertigen Technologiezentrum zu 

machen. Die Hongkonger Erziehungs­

behörde hat zehn Arbeitsgruppen ein­

gesetzt, in denen rund 100 Perso­

nen damit befasst sind, Vorschläge für 

die Reform des Bildungssystems aus­

zuarbeiten. Ende Juni soll ein Ab­

schlussbericht vorgelegt werden, auf 

dessen Grundlage die Reformen dann 

schrittweise eingeführt werden sollen 

(vgl. dazu C.a., 1999/9, Ü 33). Von 

der Reform werden sowohl die Struk­

tur als auch die Curricula und vor 

allem das Prüfungssystem betroffen 

sein, und zwar auf allen Schulstufen.

Schon jetzt zeichnet sich ab, dass 

wahrscheinlich zwei Prüfungen, die 

bisher über die Karriere entscheiden, 

wenn nicht abgeschafft, so doch in ih­

rer Bedeutung wesentlich herabgestuft 

werden: a) die Prüfungen in der 5. 

und 6. Grundschulklasse, die für den 

Sekundarschulübergang entscheidend 

sind, b) das Hong Kong Certificate of 

Education Examination (HKCEE) in 

der Form Six der Sekundarschule, das 

zum Hochschulstudium berechtigt.

a) Die entscheidenden Prüfungen für 

den Übergang zur Sekundarschule, 

Academic Aptitude Test (akademi­

scher Eignungstest) genannt, finden 

im zweiten Halbschuljahr der 5. und 

im ersten Halbjahr der 6. Grund­

schulklasse statt. Auf Grund der Prü­

fungsergebnisse werden alle Schüler in 

drei Gruppen eingeteilt. Die Eingrup­

pierung entscheidet darüber, welche 

Sekundarschule ein Schüler besuchen 

kann. Die drei Gruppen werden folgen­

dermaßen definiert:

Gruppe 1: Schüler ist befähigt, sowohl 

in chinesischer als auch in englischer 

Sprache zu lernen.
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Gruppe 2: Schüler lernt effektiver in 

chinesischer Sprache.

Gruppe 3: Schüler lernt effektiver in 

chinesischer Sprache, ist aber wahr­

scheinlich auch in der Lage, effektiv in 

englischer Sprache zu lernen. (SCMP, 

14.3.00)

Entsprechend der Eingruppierung 

kann ein Schüler eine englischspra­

chige Sekundarschule besuchen, deren 

Qualität allgemein höher bewertet 

wird als diejenige chinesischsprachiger 

Schulen, oder er muss sich mit ei­

ner der chinesischsprachigen Schulen 

begnügen, die ihrerseits in verschie­

dene Kategorien eingeteilt sind. An 

diesem System wird kritisiert, dass 

die Eingruppierung der Kinder zu 

früh erfolgt, nämlich in einem Alter 

von elf oder zwölf Jahren, und dass 

sie praktisch über den weiteren Wer­

degang des Kindes entscheidet. Wie 

jetzt bekannt gegeben wurde, sollen 

die Prüfungen in diesem Jahr noch 

stattfinden, aber nicht öffentlich, son­

dern intern und ohne Bekanntgabe der 

Zensuren. Die Eltern der betr. Schüler 

sollen die Lehrer konsultieren und mit 

ihnen zusammen beraten, was für eine 

Sekundarschule für ihr Kind in Frage 

kommt. Im nächsten Jahr soll die Prü­

fung dann ganz abgeschafft werden, 

um den Kindern den Prüfungsdruck 

zu nehmen. (Ebd.)

b) HKCEE: Diese Prüfung soll sich 

grundlegend ändern. Auf jeden Fall 

soll die mit dieser Prüfung verbun­

dene Plazierung der Sekundarschüler 

auf Grund ihrer Prüfungszensuren ab­

geschafft werden. In einem Beitrag in 

der SCMP vom 12. März legt Cheng 

Kai-ming, Pädagogik-Professor an der 

University of Hong Kong, die Gründe 

für die Reform dar. Er hält das System 

für nicht mehr kompatibel mit den 

Anforderungen einer hochtechnisier­

ten Dienstleistungs- und Wissensge­

sellschaft, in der lebenslanges Lernen 

erforderlich ist und die Hochschulbil­

dung breiteren Kreisen geöffnet wer­

den muss. In Hongkong erhalten nur 

18 Prozent der Sekundarschulabsol­

venten nach strengem Auswahlverfah­

ren einen Studienplatz; demgegenüber 

werden in Singapur 20 Prozent der 

Sekundarschulabsolventen zur Univer­

sität und 40 Prozent zu technischen 

Hochschulen zugelassen, in Taiwan, 

Korea und Japan um 70 Prozent; 

selbst in Shanghai sind es 40 Pro­

zent. In Hongkong nahmen 1999 ins­

gesamt 140.000 Kandidaten an der 

HKCEE teil. Von ihnen fielen 23.000 

(oder 16%) in allen Fächern durch. 

Diese und die vielen anderen, die nicht 

gut abschnitten, haben keine Mög­

lichkeit zu studieren. Sie finden aber 

auch keine Anstellung. Früher fanden 

sie als billige Arbeitskräfte Arbeit in 

Fabriken, doch diese gibt es heute 

nicht mehr. Das Bildungssystem muss 

gerade diesen jungen Leuten neue 

Wege der Weiterqualifizierung öffnen. 

Stattdessen schließt das gegenwärtige 

System, so Prof. Cheng, diese Men­

schen von allen Bildungsgängen aus. 

In Hongkong besteht ein großer Bedarf 

an „white-collar workers“, doch das be­

stehende Bildungssystem produziert 

weiter Massen von „blue-collars“, für 

die kein Bedarf mehr besteht.

Cheng plädiert für ein neues Bildungs­

ziel. In einer Wissensgesellschaft darf 

der Zugang zu Wissen nicht länger 

ein Privileg sein. Die individuelle Per­

sönlichkeit ist gefragt, d.h. von Ange­

stellten werden Eigenschaften wie die 

Fähigkeit zu kommunizieren, selbst­

ständig zu lernen, Konzepte zu ent­

wickeln, kritisch zu denken, im Team 

zu arbeiten und Neuerungen einzufüh­

ren erwartet. Doch keine dieser Ei­

genschaften wird in dem gegenwär­

tigen Bildungssystem betont. Statt­

dessen beurteilen Schulen und Eltern 

die Schüler und Studenten nur nach 

den Prüfungszensuren. Und die Uni­

versitäten stützen sich bei der Zu­

lassung zur Hauptsache auf die „A- 

Level“-Prüfungen. (Ebd.)

Auch die Arbeitsgruppe der Erzie­

hungsbehörde, die sich mit dem Hoch­

schulzulassungssystem befasst, sieht 

die Notwendigkeit einer Reform des 

bestehenden Systems. Bisher werden 

die Studienplätze zentral für alle ter­

tiären Bildungseinrichtungen verge­

ben. Wichtigstes Kriterium dabei ist 

das Abschneiden in den „A-Level“- 

Prüfungen (Aufnahmeprüfungen für 

die Hochschule). Dieses System wird 

als zu starr und mechanisch bewertet. 

Nach Meinung der Arbeitsgruppe, in 

der die Vizepräsidenten der sieben öf­

fentlichen Universitäten sitzen, sollte 

den Prüfungsergebnissen weniger Be­

deutung beigemessen und stattdessen 

mehr Wert auf nicht akademische Ele­

mente und das Gesamtverhalten eines 

Schülers auf der Sekundarstufe gelegt 

werden. Mit der Reform soll den ein­

zelnen Universitäten auch das Recht 

zugestanden werden, sich ihre Studen­

ten selbst auszuwählen. Dies bedeutet, 

dass sich die Studenten direkt bei ei­

ner Universität ihrer Wahl bewerben. 

(SCMP, 28.2.00)

Noch ist keine Entscheidung über 

die vorgeschlagenen Reformen gefal­

len. Die Vorschläge werden auch mit 

Sicherheit nicht auf einmal realisiert, 

sondern schrittweise umgesetzt und 

möglicherweise zuerst in Pilotprojek­

ten an ausgewählten Schulen auspro­

biert. -st-

37 Kritik an geringeren Sozial­

ausgaben

Die Ankündigung der Regierung, 

den Sozialhaushalt im Haushaltsjahr 

2000/2001 nur um 9,2 Prozent an­

wachsen zu lassen, ist bei Sozialarbei­

tern auf Kritik gestoßen. Es sei das 

erste Mal in zehn Jahren, dass der 

Sozialhaushalt um weniger als zehn 

Prozent ansteige, hieß es von Sei­

ten des Hongkonger Rats für Soziale 

Dienste (Hong Kong Council of So­

cial Service), einer Dachorganisation 

für NGOs im sozialen Bereich. In ei­

ner Zeit, da die Gesellschaft noch mit 

den Auswirkungen der Wirtschaftskri­

se zu kämpfen habe, sei der Bedarf 

an sozialer Wohlfahrt enorm. (SCMP, 

4.3.00) Angesichts zunehmender Auf­

gaben, die sich aus Arbeitslosigkeit, 

Alterung der Gesellschaft und wach­

sender Armut ergeben, sehen sich die 

Wohlfahrtsorganisationen vor immer 

größere Probleme gestellt. Nur 56 Pro­

zent ihrer Mittel kommen aus dem öf­

fentlichen Haushalt, den Rest müssen 

sie selbst einwerben. (Ebd.)

Tatsächlich ist das Hongkonger So­

zialbudget mit knapp 30 Mrd. HKD 

im kommenden Haushaltsjahr (XNA, 

9.3.00) relativ niedrig, und die Hong­

konger Bevölkerung reagiert aller­

gisch, wenn es darum geht, den So­

zialhaushalt zu erhöhen, denn dies 

würde automatisch höhere Steuern 

nach sich ziehen, zumal andere Res­

sorts, namentlich Bildung und Um­

welt, ebenfalls unterfinanziert sind. 

Gewerkschafter fordern denn auch 

Steuererhöhungen, um das Sozialwe­

sen zu verbessern (SCMP, 8.3.00). 

Damit jedoch würde Hongkong ein 

wesentlicher Wettbewerbsvorteil ver­

loren gehen. Die Regierung ist deshalb 
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bestrebt, die jährlichen Steigerungsra­

ten des Sozialhaushalts auf unter zehn 

Prozent zu begrenzen. (Vgl. SCMP, 

4.3.00) -st-

SVR Macau

38 Edmund Hos erste Regie­

rungserklärung

Am 29. März gab der Regierungschef 

der Sonderverwaltungsregion Macau 

(SVRM), Edmund Ho Hau Wah (He 

Houhua), vor der Legislativversamm­

lung seine erste Regierungserklärung 

ab. Präsidentin Susana Chou (Cao 

Qizhen) leitete die Vollversammlung 

der 23 Mitglieder. Nach der 40-minü­

tigen Rede beantwortete Edmund Ho 

zweieinhalb Stunden Fragen der Mit­

glieder. Dies ist ein neuer politischer 

Stil, pflegte doch zu Zeiten portugie­

sischer Herrschaft der Gouverneur die 

Versammlung nach seiner Regierungs­

erklärung zu verlassen, da er keine 

Fragen ihrer Mitglieder beantworten 

musste. In seiner Erklärung sagte der 

Regierungschef, dass es nach mehreren 

Jahren negativen Wachstums Zeichen 

einer wirtschaftlichen Erholung gebe. 

„Macaus Wirtschaft hat bereits ihre 

schwierigste Phase überwunden.“ Als 

Hauptorientierung der Regierungsar­

beit für dieses und die nächsten Jah­

re nannte er zwei grundlegende Ziele: 

die Schaffung solider Grundlagen und 

die Suche nach Reserven für eine be­

ständige Entwicklung. „Die dringend­

ste Angelegenheit für die Regierung 

der SVR ist zur Zeit die Wiederbele­

bung der Wirtschaft“, so Ho. „Die Re­

gierung wird sich bemühen, ein Um­

feld für offenen und fairen Wettbewerb 

zu schaffen, sodass die Interessen von 

Investoren besser geschützt werden.“ 

Die Regierung werde die Anwendung 

fortschrittlicher Technologien fördern, 

um die Betriebe wettbewerbsfähiger 

zu machen, und die Infrastruktur ver­

bessern (es wird z.B. an den Bau ei­

ner dritten Brücke zwischen der Halb­

insel Macau und der Insel Taipa ge­

dacht), um eine nachhaltige Entwick­

lung der Region zu gewährleisten. Ed­

mund Ho räumte ein, dass keine Bes­

serung bei der Arbeitslosigkeit (6,6%) 

eingetreten und der Inlandsverbrauch 

nach wie vor niedrig sei. Chinas Bei­

tritt in die Welthandelsorganisation 

könnte aber Macaus Wirtschaft nüt­

zen. Edmund Ho befaßte sich in seiner 

Regierungserklärung mit zehn Berei­

chen: öffentlicher Dienst (hier soll eine 

rationelle Organisierung ohne Verlust 

von Arbeitsplätzen erfolgen), Rechts­

angelegenheiten, Wirtschaft, öffentli­

che Sicherheit (allmähliche Zusam­

menlegung der zwei Hauptpolizeikräf­

te, der Polizei der öffentlichen Si­

cherheit [„public security police“] und 

der Gerichtspolizei [„judicial police“]; 

Strukturverbesserungen bei Marine- 

und Zollpolizei; Verbesserung der Ge­

fängnisverwaltung), Gesundheit, Bil­

dung, Sozialarbeit, Tourismus, Kul­

tur und Arbeit. Zwei Wochen lang 

wird die Legislativversammlung die 

einzelnen Teile der Regierungserklä­

rung studieren und den Hauptverant­

wortlichen der Regierung Fragen stel­

len können. (RMRB, XNA, 30.3.00)

Die ersten 100 Tage des neuen Regie­

rungschefs waren durch die Kontrover­

se um die 50 Mio. MPtc überschattet, 

die der frühere Gouverneur General 

Vasco Rocha Vieira im Dezember kurz 

vor der Übergabe von der gemeinnüt­

zigen Macau Development and Coope­

ration Foundation, deren Vorsitz er 

innegehabt hatte, auf seine neu ge­

gründete „Jorge-Alvares-Stiftung“ in 

Lissabon transferiert hatte. (S. C.a., 

2000/1, Ü 39.) Der General bewies 

schlechten Stil, als er ausgerechnet am 

Tag der Regierungserklärung eine Er­

klärung an die Medien in Macau fa­

xen liess, dass bei dem Transfer „über­

haupt nichts Illegales“ geschehen sei. 

In seiner ersten Erklärung nach Aus­

bruch des Streits gab er an, dass er 

über die Geldüberweisung geschwie­

gen habe, weil er eine Untersuchung 

in die Angelegenheit nicht beeinflus­

sen wollte. Auch wollte er nicht „der 

Beziehung der guten Zusammenarbeit 

und des Verständnisses zwischen Por­

tugal und Macau schaden“. Fünf Ta­

ge zuvor hatte Regierungschef Ed­

mund Ho verkündet, die - noch nicht 

veröffentlichten - Untersuchungen ei­

ner dreiköpfigen Kommission wiesen 

darauf hin, dass der Transfer „in ei­

ner Grauzone des Rechts“ erfolgt sei. 

Der Demokratieaktivist Antonio Ng

Kuok-cheong, Mitglied der Legislativ­

versammlung, sprach gar von Dieb­

stahl. (SCMP, 30./31.3.00) -ljk-

39 Edmund Ho scheidet aus 

dem Ständigen Ausschuss 

des NVK aus

Der Regierungschef der SVRM, Ed­

mund Ho, legte sein Amt als Mit­

glied des Ständigen Ausschusses des 

NVK nieder, da Regierungsbeamte 

nach dem Grundgesetz des NVK die­

sem Gremium nicht angehören dür­

fen. Die 3. Tagung des IX. NVK be­

stätigte am 15. März den Beschluss 

der 14. Sitzung des Ständigen Aus­

schusses des IX. NVK vom Febru­

ar, Edmund Hos Rücktrittsgesuch an­

zunehmen. (RMRB, 16.3.00) Bereits 

im Januar war er von seinen Posten 

als stellvertrtender Vorsitzender des 

VIII. Exekutivkomitees des Allchinesi­

schen Industrie- und Handelsverbands 

(All-China Federation of Industry and 

Commerce [China Non-governmental 

Chamber of Commerce]) zurückgetre­

ten. (RMRB, 21.1.00) -ljk-

40 Neue Hochschule gegründet

Im März wurde die Macau Univer- 

sity of Science and Technology ge­

gründet. Mit den relevanten Kursen 

wird im September begonnen werden. 

Es handelt sich um eine private Ein­

richtung, die von mehreren prominen­

ten Personen Macaus gefördert wird. 

Präsident Zhou Ligao kündigte an, 

dass die Universität vier Fachbereiche 

umfasst: Management und Verwal­

tung, Informationstechnologie, Recht 

und chinesische Medizin. Professoren 

sollen auch vom Festland und aus 

Hongkong eingeladen werden. (XNA, 

31.3.00) Dies ist die fünfte höhere 

Lehranstalt in Macau neben der Uni- 

versity of Macau (1981 gegründet; zu 

ihr gehört ein Institut für Europäische 

Studien) und dem Macau Polytech- 

nic Institute (1991 gegründet), beides 

staatliche Einrichtungen, sowie dem 

Macau Institute of Tourism Educati- 

on und dem Kiang Wu Nursing Col­

lege of Macau (am 16. November 1999 

gegründet; das College ging aus der 

1923 gegründeten Krankenpflegeschu­

le hervor, der ersten, von einem orts­

ansässigen Chinesen errichteten nicht­

staatlichen Fachschule), -ljk-




